
forderlichen rails Zeugenvernehmungen aufzuklären. 
Beifegradgutachten, Gutachten über die Zeugungsfähig­
keit des Mannes oder Blutgruppengutachten sind nur 
beizuziehen, wenn sie im Einzelfall den Nachweis der 
offenbaren Unmöglichkeit erbringen können. In der 
Kegel ist eine erbbiologische Untersuchung erst dann

zulässig, wenn vorher ein Blutgruppengutachten ein­
geholt worden ist.
3. Das erbbiologische Gutachten ist nicht geeignet, 
einen bereits mit anderen Methoden oder Beweis­
mitteln erbrachten Beweis zu widerlegen. In diesem 
Fall ist seine Beiziehung unzulässig.

dZ<zcktsy3rackuM.Cf 
Str airecht
§§ 29, 30 StEG; §§ 169, 217 StPO.
1. Die Entscheidung darüber, ob und wegen welchen 
den Verdacht einer Straftat rechtfertigenden Verhal­
tens ein Bürger angekiagt werden muß, obliegt allein 
dem Staatsanwalt als staatlichem Ankläger.
2. Anklagegegenstand ist nur das gemäß § 169 Abs. 1 
Ziff. 2 StPO im Tenor der Anklage charakterisierte Ver­
halten des Angeklagten. Die im § 169 Abs. 2 StPO ge­
forderte Darstellung des wesentlichen Ermittlungs­
ergebnisses ist ihrem Inhalt nach die Begründung der 
Anklage.
3. Ein nicht im Anklagetenor gekennzeichnetes, sondern 
lediglich in der Darstellung des wesentlichen Ermitt­
lungsergebnisses erörtertes Verhalten des Angeklagten 
kann ohne Erhebung einer Nachtragsanklage gemäß 
§ 217 StPO nicht in das gerichtliche Verfahren und in 
die Urteilsfindung mit einbezogen werden.
4. Auch bei Straftaten schwerwiegenden Charakters 
(schweren Verbrechen) ist der Täter in seiner Gesamt- 
persönlichkeit zu sehen und einzuschätzen, wenn auch 
die Auswirkungen dieser Einschätzung auf die Straf­
zumessung unter Berücksichtigung der Relation zu der 
konkreten Straftat unterschiedlich sind.
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Vor dem Bezirksgericht hatten sich die Eigentümerin 
einer Großtankstelle, Lydia B., ihre als Tankwart be­
schäftigte Schwester Sofie B. und der Tankwart S. 
wegen strafbarer Handlungen beim Vertrieb von Kraft­
stoffen zu verantworten.
Das Bezirksgericht hat die Angeklagte Lydia B. wegen 
fortgesetzten Wirtschaftsverbrechens im schweren Fall, 
fortgesetzter Untreue zum Nachteil von gesellschaft­
lichem Eigentum im schweren Fall (in teilweiser Tat­
einheit mit fortgesetzter Unterschlagung, fortgesetztem 
Betrug und fortgesetzter gewerbsmäßiger Hehlerei) so­
wie wegen fortgesetzter Steuerhinterziehung — §8 4 
Abs. 1 Ziff. 2, Abs. 2 WStVO; §§ 29, 30 Abs. 1 und 2 
Buchst, a und b StEG; §§ 259, 260 StGB und § 396 
AbgO — verurteilt. Das hiergegen von der Angeklagten 
eingelegte Rechtsmittel hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Eine schwere Gesetzesverletzung liegt in der Verurtei­
lung der Angeklagten wegen Unterschlagung von ge­
sellschaftlichem Eigentum. Es ist der elementarste 
Grundsatz des sozialistischen Strafrechts, daß ein Bür­
ger wegen einer Straftat nur dann vor Gericht gestellt 
und verurteilt werden darf, wenn wegen dieser Hand­
lung Anklage gegen ihn erhoben worden ist. Die Ent­
scheidung darüber, ob und wegen welchen den Ver­
dacht einer Straftat rechtfertigenden Verhaltens ein 
Bürger angeklagt werden muß, obliegt allein dem 
Staatsanwalt als staatlichem Ankläger. Das Gericht ist 
sowohl bei Eröffnung des Hauptverfahrens als auch bei 
Durchführung der Hauptverhandlung und bei der Ur­
teilsfindung an den Anklagegegenstand gebunden. Es 
ist nicht befugt, von sich aus etwa aus den Akten er­
sichtliche oder ihm im Laufe der Hauptverhandlung be­
kannt gewordene, aber nicht in der Anklage ange­
führte Straftaten in die Verhandlung und Entscheidung 
mit einzubeziehen. Jede andere Verfahrensweise — auch 
die vom Bezirksgericht praktizierte — ist gesetzwidrig.

Dadurch wird nicht nur in die alleinige Entscheidungs­
befugnis des Staatsanwalts eingegriifen und die für die 
weitere Entwicklung der sozialistischen Rechtspflege 
unabdingbare Eigenverantwortlichkeit der einzelnen 
Justizorgane verwischt. Diese gesetzwidrige Verfahrens­
weise verstößt gleichermaßen gegen die in allen Sphä­
ren des gesellschaftlichen Lebens, also auch im Straf­
verfahren, ständig zu beachtenden und weiterzuentwik- 
kelnden Grundsätze der sozialistischen Demokratie; sie 
verstößt besonders gegen die Beziehungen zwischen 
Staat und Bürger, die in verfahrensrechtlicher Hinsicht 
ihren Ausdruck in dem Recht des Angeklagten finden, 
nicht ohne Anklage vor Gericht gestellt zu werden, von 
den gegen ihn erhobenen Beschuldigungen in der ge­
setzlich bestimmten Form Kenntnis zu erhalten und 
— damit unmittelbar verbunden — sich vorbereitet ver­
teidigen zu können. Daraus wird deutlich, daß es sich 
bei den Vorschriften des Verfahrensrechts nicht um 
„formale“ Bestimmungen im Sinne von an Äußerlich­
keiten haftenbleibenden Formalitäten über den Ablauf 
eines gerichtlichen Verfahrens handelt, sondern um 
Verfahrensvorschriften politisch-juristischen, von den 
Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen Entwicklung 
in der Deutschen Demokratischen Republik bestimmten 
Inhalts, deren richtige Anwendung durch die Justiz­
organe dazu beitragen muß, die gesetzmäßige gesell­
schaftliche Entwicklung zu fördern.
Die im Urteil festgestellte und der rechtlichen Beurtei­
lung zugrunde gelegte Verhaltensweise der Heraus­
nahme von Verkaufserlösen aus der Geschäftskasse 
durch Lydia und Sofie B. sowie die Entnahme der zur 
Bezahlung der Kraftstoffmarken und Wertgutscheine 
benötigten Beträge durch die Schwestern B. und den 
Verurteilten S. aus der Kasse der Tankstelle — wobei 
das Bezirksgericht ohne weitere Nachprüfung davon 
ausgegangen ist, daß die darin befindlichen Gelder 
Eigentum des VEB M. sind — ist nicht Gegenstand der 
Anklage. Ausweislich der Anklageschrift wird -ein sol­
ches tatsächliches Verhalten der Angeklagten Lydia B. 
in der Anklage weder in dem für die Feststellung des 
Anklagegegenstandes allein maßgebenden Anklagetenor 
angeführt noch bei der Beurteilung des wesentlichen 
Ermittlungsergebnisses auch nur erwähnt. Das trifft 
auch für Sofie B. zu. Das Bezirksgericht hat daher mit 
Recht insoweit das Hauptverfahren auch nicht eröffnet.
Hinsichtlich des Angeklagten S. ist die Verurteilung 
wegen Unterschlagung fehlerfrei, soweit sie sich auf 
die Handlungen gründet, die er als Angehöriger des 
VEB N. begangen hat. Deswegen ist er angeklagt und 
das Hauptverfahren gegen ihn auch eröffnet worden. 
Soweit es jedoch seine als Angestellter der Angeklag­
ten Lydia B. und mit deren Einverständnis vorgenom­
menen Geldentnahmen aus der Kasse der Tankstelle 
betrifft, sind diese Handlungen — ebenso wie bei den 
Schwestern B. — nicht Gegenstand der Anklage. Mit 
der Erwähnung dieses Verhaltens des Verurteilten S. 
in der Darstellung des Ermittlungsergebnisses wird 
diese Handlung nicht als Anklagegegenstand gekenn­
zeichnet. Gemäß § 169 Abs. 1 StPO wird der Anklage­
gegenstand im Anklagetenor durch die in Ziff. 2 dieses 
Gesetzes geforderte Charakterisierung der dem Ange­
klagten zur Last gelegten Handlung bestimmt, während


